
INFO
  AKTUELL

INHALTSVERZEICHNIS

Haushaltssanierung 1

Editorial 2

Haushaltssanierung 2

Änderungen des KiTa-Gesetzes 3

Mittelstandsoffensive 4

Verwaltungsneugliederung 4

Neues Sparkassengesetz 5

Kulturwirtschaftsbericht 5

Raus aus den Schulden! 6

Glücksspielstaatsvertrag 8

Impressum 8

Informationen Ihrer CDU-Landtagsfraktion 05|10     vom 01. Juli 2010

!"#$"%&'#("%)*+%&'#,-&,.&(#/0"')1%-&'#"'
234,&'5,637,(8"9"',-&%,:/&(9/*8((/'$"%&'#

n  Die Landtagsdebatte dieser Woche stand 
ganz im Zeichen der Regierungserkl!rung von 
Peter Harry Carstensen und den begleitenden 
Demonstrationen am Mittwoch und Donners-
tag. 

Der Mut Carstensens, die unabwendbare Sa-
nierung des Haushalts anzugehen, fand auch  in 
den #berregionalen Zeitungen Anerkennung. 
Beispielsweise stellte der Kommentator in der  
Zeitung ¹ DIE WELTª fest, Peter Harry Carsten-
sen habe an diesem sonnigen Tag an der F$rde 
genau jene Blut-, Schweiû- und Tr!nenrede 
gehalten, auf die man im Bundestag schon seit 
l!ngerem wartet. Es k$nne ein Zeitenwechsel 
f#r Schleswig-Holstein werden, wenn Carsten-
sen und die ihn tragenden Fraktionen von CDU 

und FDP durchhalten und dem Trommelfeuer 
in den kommenden Monaten standhalten.
 Die Debatte machte deutlich, dass die Oppo-
sition ± mit Ausnahme der GR%NEN ± Aus-
gabenk#rzungen ablehnt. Allerdings blieben 
die Oppositionsredner die  Antwort schuldig, 
wie das Land aus der Schuldenspirale gef#hrt 
werden kann. CDU-Fraktionschef von Boet-
ticher dankte Ministerpr!sident Peter Harry 
Carstensen f#r seine mutige Regierungserkl!-
rung mit ihrer klaren Perspektive f#r mehr 
Generationengerechtigkeit. 30 Jahre habe das 
Land immer neue Schulden gemacht. Mittler-
weile sei das Land in der Schuldenspirale, und 
der Strudel drehe sich immer schneller. Deshalb 
seien die schmerzha&en Einschnitte notwendig. 

¹Wenn wir heute nicht umsteuern, dann wird 
das gerade die kleinen Leute h!rter tre'en, als 
die jetzt von uns geplanten Einschnitteª, so von 
Boetticher. Es drohten bereits in wenigen Jah-
ren eine massive Kau(ra&abwertung sowie ein 
drastischer Einkommensr#ckgang. 
¹Und das tri) sicher nicht die Reichen. Das 
tri) den kleinen Mann auf der Straûe, den Sie 
angeblich hier sch#tzen wollenª, erkl!rte von 
Boetticher gegen#ber SPD-Fraktionschef Steg-
ner. Von Boetticher warf insbesondere der SPD-
Fraktion vor, nicht zu ihrer Verantwortung f#r 
die aufgenommenen Schulden zu stehen. So 
habe sich in 17 Jahren SPD-gef#hrter Landes-
regierungen der Schuldenstand des Landes von 
10,3 Milliarden auf 21,3 Milliarden Euro mehr 
als verdoppelt. Immer sei dies auf dem Prinzip 
Ho'nung begr#ndet worden, dass irgendwann 
die Einnahmen steigen w#rden. Anders als von 
SPD-Chef Stegner behauptet, sei dies keine so-
zial gerechte Politik, weil sie auf Kosten der jun-
gen Generationen ginge. 

Ministerpräsident Carstensen hält eine überzeugende Regierungserklärung
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Liebe Leserinnen und Leser,

AUS DEM LANDTAG

die H"rte der 
Vorschl"ge der 
Haushaltsstruk-
turkommission hat 
viele geschockt. Das 
Ausmaû der Schief-
lage des Haushalts 
hat selbst mich 
#berrascht, obwohl 
ich seit f#nf Jahren 
in Spitzenfunktionen 
im Land arbeite. Jedes Jahr gibt unser Land deutlich 
mehr als eine Milliarde mehr aus, als es durch-
schnittlich einnimmt ± das sind mehr als 15 Prozent 
der Gesamtausgaben. Dar#ber hinaus sind von den 
Vorg"ngerregierungen #ber Schattenhaushalte Milli-
onenausgaben in die Zukun$ verschoben worden. 
Jahrzehntelang ist den Menschen vorgegaukelt 
worden, das werde schon gut gehen. Auch deshalb 
tri% uns jetzt deren Unmut mit voller Wucht. 
Dabei werden von den Demonstranten ± angefeuert 
durch Oppositionspolitiker bis hin zum SPD-Vor-
sitzenden - immer wieder zwei wirklich unredliche 
Argumente gegen die Notwendigkeit von K#rzungen 
vorgebracht. Beide bringen die Volksseele zum 
Kochen. Denn beide bieten vermeintlich einfache 
Erkl"rungen oder L&sungen.
Das erste Argument lautet: ¹Wenn Milliarden f#r die 
Rettung der Banken ausgegeben werden, dann darf 
dies nicht auf Kosten der kleinen Leute geschehen.ª 
Fakt ist: Schleswig-Holstein hat 25 Milliarden Euro 
Schulden. Am Bundesschirm f#r die Banken ist 
das Land nicht beteiligt. Und f#r die HSH sind 
B#rgscha$en gegeben worden. Kein Euro der 
bisherigen Schulden r#hrt also von der Rettung der 
Banken her.
Das zweite Argument lautet: ¹Wir erh&hen den 
Spitzensteuersatz und die Steuern auf groûe Erb-
scha$en, Kapitalertr"ge und Verm&gen und sorgen 
f#r eine faire Altschuldenregelung, dann muss nicht 
beim kleinen Mann gek#rzt werden.ª
Ich brauche diese Vorschl"ge an dieser Stelle volks-
wirtscha$lich nicht bewerten. Denn sie gehen in 
jedem Fall an der L&sung der Probleme Schleswig-
Holsteins vorbei. Es handelt sich ausschlieûlich 
um Bundesgesetze. Wir k&nnen sie lediglich #ber 
Bundesratsinitiativen beein'ussen, m#ssten eine 
Mehrheit im Bundestag und unter den 15 anderen 
Bundesl"ndern erreichen. Mit der Aussicht auf so 
eine vage Chance Politik zu machen, ist verantwor-
tungslos. 
Mit dieser verantwortungslosen Argumentation ha-
ben leider Landesregierungen jahrzehntelang immer 
neue Schulden begr#ndet. Die Demonstrationen vor 
dem Landeshaus zeigen, dass diese Argumente teil-
weise immer noch geglaubt werden. Umso wichtiger 
ist es, dass wir den Menschen ins Gesicht sehen und 
die Wahrheit sagen.

Herzlichst Ihr

 Von Boetticher stellte klar, die Koalition aus 
CDU und FDP mache ausdr#cklich Schluss mit 
der Klientelpolitik. So k#rze die b#rgerliche 
Koalition beispielsweise bei den Agrarinvesti-
tionen, dem Straûenneubau, der einzelbetrieb-
lichen F$rderung, den Sch#lerbef$rderungs-
kosten und dem Hafen Friedrichskoog, und sie 
f#hre eine K#stenschutzabgabe ein. Jeder kom-
mende Vorschlag der Opposition sei daran zu 
messen, ob auch er die der eigenen Partei nahe 
stehenden Gruppen mit in die P*icht nehme. 
Der CDU-Fraktionschef betonte, jede Familie 
in einer vergleichbaren Situation #berpr#fe ihre 
Kostenquellen auf Ausgaben, die sie sich nicht 
mehr leisten k$nne. Dabei w#rden immer auch 
Posten gestrichen verst!ndliche W#nsche ver-
weigert. Wichtig sei dann, dass der gesamten Fa-
milie schonungslos die +nanzielle Situation auf-
gezeigt werde, erkl!rte von Boetticher gegen#ber 

SPD-Fraktionschef Stegner. 
 Die Bewertung der Landtagsdebatte +el ge-
rade in den #berregionalen Medien denn auch 
eindeutig aus: Der Kurs von CDU und FDP ist 
hart und l$st Proteste aus, aber er ist durchaus 
beispielgebend f#r die anderen Bundesl!nder 
und auch den Bund.
 Abschlieûend erneut ein Zitat aus der Zeitung 
¹DIE WELTª: ¹Schleswig-Holsteins Oppositi-
on jedenfalls tut sich relativ schwer mit diesem 
neuen norddeutschen Kurs. Sowohl Carstensens 
Intimfeind Ralf Stegner, eigentlich ein guter 
Rhetoriker, als auch der Lieblings-Gr#ne des 
Ministerpr!sidenten, Robert Habeck, bleiben 
an diesem Tag im Landtag unter ihren M$glich-
keiten. Der Spagat zwischen prinzipieller Zu-
stimmung /zur Notwendigkeit des Sparens4 und 
praktischer Ablehnung /der einzelnen Maûnah-
men4 misslingt beiden. Klare Kante, das kann 

man lernen in Kiel, ist nicht so leicht zu kontern 
in Zeiten wie diesen.ª

Demonstrationen vor dem Landeshaus
CDU-Abgeordnete stellen sich der Dis-
kussion

W!hrend der Landtagssitzung vom 16. - 18. Juni 
demonstrierten am Mittwoch und Donnerstag 
zahlreiche Betro'ene vor dem Landeshaus gegen 
die K#rzungspl!ne. Am Mittwoch Studieren-
de aus L#beck und Flensburg, am Donnerstag 
Mitglieder der Sozialverb!nde. Die Abgeordne-
ten der CDU-Fraktion suchten an beiden Tagen 
das Gespr!ch und erl!uterten immer wieder die 
Notwendigkeit, die Ausgaben des Landes zu re-
duzieren. 
 Am Mittwoch stellten sich zahlreiche Abge-
ordnete, darunter Fraktionschef Dr. Christian 

von Boetticher, die bildungspolitische Sprecherin 
Heike Franzen sowie der Hochschulexperte Dani-
el G#nther mehr als zwei Stunden den Demons-
tranten. Leider nahmen diese die Gelegenheit 
zum Gespr!ch nicht wahr. Die Reden ± beispiels-
weise von L#becks B#rgermeister Saxe /SPD4 
und SPD-Landeschef Stegner boten wenig An-
kn#pfungspunkte zum Dialog und dienten mehr 
dazu, Stimmung zu machen. So warf Stegner der 
Landesregierung sogar vor, ihre Hochschulpolitik 
untergrabe die Existenzberechtigung des Landes 
Schleswig-Holstein. CDU-Hochschulexperte 
G#nther betonte, in der aufgeheizten Stimmung 
sei es nicht leicht, konstruktive L$sungen zu +n-
den. Gerade die Verantwortlichen in der Politik 
und an der Universit!t sollten sich davon nicht 
anstecken lassen. ¹Wir sollten alle Energie darauf 
verwenden, gemeinsam nach guten L$sungen zu 
suchenª, so G#nther. 

Kein leichter Stand für die Abgeordneten der Regierungsfraktionen:
Der Blick aus dem Landeshaus am Mittwochnachmittag.  
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Er erkl!rte gegen#ber Studenten der Univer-
sit!ten Flensburg und L#beck  das Auslaufen 
der Mediziner-Ausbildung am Standort L#-
beck sei nicht dem Umstand geschuldet, dass 
die Qualit!t der Lehre nicht in Ordnung w!re. 
¹Wir m#ssen die Entscheidung tre'en, weil wir 
uns diese Ausbildung an zwei Standorten nicht 
mehr leisten k$nnenª. Die CDU-Fraktion sei 
o'en f#r konstruktive Alternativvorschl!ge, 
wenn diese Ausgaben in gleicher H$he einspar-
ten. ¹Aufgabe der Landespolitik ist es jedoch, 
den Haushalt zu konsolidierenª, erkl!rte der 
CDU-Politiker.

  Am Donnerstag bauten Demonstranten vor 
dem Landeshaus eine Mauer aus ¹Sparpaketenª 
auf, die sie ¹zur#ck an den Absenderª geben 
wollten. 
 CDU-Fraktionschef von Boetticher verzich-
tete wie viele Abgeordnete seiner Fraktion ganz 
bewusst darauf, den Seiteneingang zu benut-
zen: ¹Ich kann Sie gut verstehen. Ich habe mir 
in den letzten Monaten auch o& gew#nscht, die 
Schulden des Landes einfach an die Vorg!nger-
regierungen zur#ck zu schicken. Wir m#ssen 
uns jedoch der Realit!t stellenª, sagte er zu den 
Demonstranten. 
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n  Zur erwartet he&igen Diskussion hat in der 
Plenartagung die R#cknahme der Beitragsfreiheit 
f#r das letzte KiTa-Jahr gesorgt. Die Opposition 
warf CDU und FDP vor, diese Maûnahme sei un-
sozial, ungerecht und r#ckw!rtsgewandt.

F#r die CDU-Fraktion stellte die Sprecherin 
f#r fr#hkindliche Bildung, Marion Herdan, klar, 
weshalb diese Vorw#rfe falsch sind: ¹Das bei-
tragsfreie Kindergartenjahr hat seit seiner Ein-
f#hrung unter dem Primat eines ausgeglichenen 
Haushaltes gestanden. Davon - das wissen wir alle 
± ist das Land Schleswig-Holstein weit entfernt. 
Die CDU h!lt es schlicht f#r verantwortungslos, 
wenn die Kinder, die heute in den Genuss  eines 
kostenlosen Kindergartenjahres kommen, dann 
in sp!teren Jahren hierf#r die Zeche zahlen sol-
lenª, erkl!rte Herdan. 

Nach Angaben des Bildungsministeriums habe 
das beitragsfreie dritte Kindergartenjahr dar#ber 
hinaus zu wesentlich niedrigeren Anmeldezahlen 
gef#hrt, als vorher angenommen. ¹Und ein wei-
terer entscheidender Punkt: Mit diesem Angebot 
wurden nachweislich auch nicht die gew#nsch-
ten Zielgruppen erreicht, n!mlich Familien aus 
sozialschwachem Milieu oder mit Migrations-
hintergrundª, so Herdan.
Auf die Umsetzung dieser Gesetzesinitiative fol-
ge zum n!chsten Haushaltsjahr eine Anhebung 
der Landesf$rderung von 60 auf 70 Mio. 5 f#r 
Betriebskosten an die Tr!ger von Kindertages-
st!tten. ¹Die CDU setzt bewusst auf Qualit!tsver-
besserungen in den Einrichtungen zum Wohle 
der betreuten Kinder und letzten Endes auch zur 

St!rkung der Familienª, stellte Herdan klar.
 Damit werde erreicht, dass zum einen die seit 
2009 bestehende Deckelung der unzureichenden 
Landesf$rderung aufgehoben wird. Zum an-
deren werden den Tr!gern von Einrichtungen 
zuk#n&ig mehr Mittel zur Verf#gung gestellt, 
um entsprechend mehr oder auch besser quali-
+ziertes Personal f#r die Betreuung von Kindern 
vorzuhalten. 
Herdan wies darauf hin, dass dar#ber hinaus 
f#r Investitionen und Betriebskosten in Krippen 
bis 2013 rund 220 Millionen Euro bereitgestellt 
werden.
 Auch die Weiterf#hrung der Sprachf$rderung 
in Kitas mit 6 Mio. 5 j!hrlich sei ein Muss. Der 
%bergang von der Kita zur Grundschule solle 
noch mehr Kindern erm$glicht und die Zahl der 
R#ckstellungen reduziert werden. 
Herdan mahnte eine Neustrukturierung der 
Kita-Finanzierung an. Ein einheitliches Abrech-
nungssystem scha'e Transparenz und liefere 
Vergleichszahlen, damit das System endlich ins-
gesamt e;zienter gestaltet werden k$nne. 
 Aus Sicht der CDU-Fraktion bed#rfe es dar#-
ber hinaus einer einheitlichen Sozialsta'elrege-
lung, welche nicht dort haltmacht, wo die Regel-
s!tze des Arbeitslosengeldes II enden. ¹Wenn uns 
dieses gelingt, werden auch bed#r&ige Familien 
dauerha& entlastet. Dann haben wir f#r alle, die 
es wirklich brauchen, drei beitragsfreie Kita-Jah-
re, und nicht nur eines. Das muss das Ziel seinª, 
so die CDU-Abgeordnete.
 Herdan betonte, gerade denjenigen Kolle-

 Der CDU-Abgeordnete wies darauf hin, dass 
die heutigen Zinsbelastungen des Landes in 
etwa die H$he der Neuverschuldung betragen: 
¹Ohne die Schulden von fr#her m#ssten wir 
heute nicht die Ausgaben k#rzen. Aber wir ha-
ben diese Schulden, weil unser Land Jahrzehnte 
#ber seine Verh!ltnisse gelebt hat. Daf#r m#s-
sen wir heute gerade stehenª, so von Boetticher.

ginnen und Kollegen aus der CDU-Fraktion, 
die sich noch vor einigen Jahren sehr f#r die 
Einf#hrung eines beitragsfreien dritten Kinder-
gartenjahres eingesetzt h!tten, falle der Beschluss 
nicht leicht. ¹Aber auch diese Kolleginnen und 
Kollegen k$nnen den Beschluss mittragen, weil 
sie wissen, dass hier nicht Gelder sinnlos gek#rzt 
werden, sondern eine der Situation angemessene 
neue Schwerpunktsetzung erfolgtª. 
 Mit den vorgenannten Bausteinen werde die 
CDU f#r eine sp#rbare Verbesserung in den 
Einrichtungen sorgen. ¹Wir stehen in der Ver-
antwortung, den Kleinsten und Schw!chsten in 
unserer Gesellscha& zu einem guten Start ins Le-
ben zu verhelfen. Dieser Verantwortung sollten 
auch Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, sich nicht verschlieûenª, so Herdan 
abschlieûend.
Drs.: 17<610
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n  In der 8. Plenartagung der 17. Wahlperio-
de des Schleswig-Holsteinischen Landtages be-
richtete Wirtscha&sminister Jost de Jager  auf 
Antrag von CDU und FDP #ber die Situation 
des Mittelstandes in Schleswig-Holstein.
Der mittelstandspolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion Johannes Callsen unterstrich 
in der anschlieûenden Debatte seinerseits 
die Bedeutung des Handwerks f#r den Wirt-
scha&sstandort Schleswig-Holstein. ¹Es sind 
diese Betriebe, die 120.000 Arbeitnehmer be-
sch!&igen und die ein Drittel der Auszubil-
denden /7.000 von 22.000 abgeschlossenen 
Ausbildungsvertr!gen4 in Schleswig-Holstein 
aufnehmen.ª 
 Mit dem Bericht liegt das erste Zwischener-
gebnis der im letzten Jahr von CDU und FDP 
gestarteten O'ensive f#r Wachstum und Be-
sch!&igung in Mittelstand und Handwerk vor. 
¹Die Rahmenbedingungen f#r die Betriebe 
wurden entscheidend verbessert und tragen 
damit zur Entfaltung von wirtscha&lichem Po-
tential beiª, so Callsen. Das werde schon jetzt 
am erleichterten Zugang zu $'entlichen Kre-
diten, B#rgscha&en und Beteiligungen deut-
lich. Gemeinsam mit den F$rderinstituten des 
Landes habe der Wirtscha&sminister mit einer 
Finanzierungsinitiative schnelle Entschei-
dungswege erm$glicht und damit zur Reduzie-
rung der B#rokratiekosten f#r das Handwerk 

beigetragen. Ebenso sei die Steigerung der 
F$rderaktivit!ten der Mittelst!ndischen Betei-
ligungsgesellscha& zu begr#ûen. 
 Auch das Programm ¹Kapital f#r Hand-
werkª habe sich bew!hrt und sei gerade in 
der Krise Gold wert, erkl!rte der CDU-Wirt-
scha&sexperte. In diesem Zusammenhang 
nannte Callsen auch noch einmal die Bundes-
regelung ¹Kleinbeihilfenª, die unbedingt fort-
gesetzt werden m#sse. ¹Die Bundesregelung 
ist sinnvoll und verscha) der B#rgscha&sbank 
zus!tzliche Handlungsm$glichkeiten.ª Daher 
haben CDU und FDP die Landesregierung 
aufgefordert, sich daf#r im Bundesrat einzu-
setzen. 
 Als weiteren zentralen Punkt f#r eine po-
sitive Entwicklung des Handwerks m#sse der 
neue Landesentwicklungsplan /LEP4 gesehen 
werden. Er st!rke die Leistungsf!higkeit des 
Handwerks, indem er mehr Freir!ume f#r die 
Betriebe scha'e. Die von der SPD urspr#ng-
lich geplante Beschr!nkung der Erweiterungs-
m$glichkeiten auf den ¹$rtlichen Bedarfª sei 
realit!tsfern gewesen. Das sei Wettbewerbs-
verhinderung und stoppe die wirtscha&liche 
Entwicklung abseits der groûen Zentren. 
¹Handwerksbetriebe, die zum Teil #ber Ge-
nerationen an einem Ort ans!ssig sind, dort 
erfolgreich wirtscha&en, m#ssen auch die 
Chance haben, sich an ihrem Standort wei-

terentwickeln zu k$nnen, ohne dass sie in 
das n!chstgelegene Gewerbegebiet gezwun-
gen werdenª, betonte Callsen. Daher sei die 
Fortschreibung des LEP auch ein wichtiges 
Signal an das Handwerk f#r die Scha'ung 
von Arbeitspl!tzen= Und er sei ein Signal f#r 
zus!tzliche Au&r!ge an das Handwerk, weil 
Wohnungsbau und die Umnutzung landwirt-
scha&licher Geb!ude erleichtert werden. 
 Mit der aktiven Politik f#r das Handwerk 
mache die CDU deshalb Politik f#r jede 
Schleswig-Holsteinerin und jeden Schleswig-
Holsteiner= ¹Wir alle brauchen das Handwerk 
im t!glichen Lebenª, sagte Callsen. Daher 
scha'en CDU und FDP restriktive Vorgaben 
ab und lassen mehr Freiheit zu. ¹Das Hand-
werk soll sich frei entfalten= Das Handwerk soll 
wachsen=ª                                 Drs.: 17<271 neu 

Johannes Callsen
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n  Im Februar 2010 hatte das Landesverfas-
sungsgericht /LVerfG4 das Land aufgefordert, die 
Praxis der Amtsverwaltung bis Ende 2019 zu !n-
dern. Die Schleswiger Richter haben bem!ngelt, 
dass die Gemeinden immer mehr Aufgaben an 
die >mter abgeben. Die Amtsaussch#sse w#rden 
aber nicht direkt von den B#rgern gew!hlt. Die 
Richter sehen darin ein deutliches Demokratie-
de+zit. Gr#ne und SSW, die das Gericht ange-
rufen hatten, brachten deshalb zur letzten Land-
tagssitzung einen Antrag ein, nach dem entweder 
Gemeinden zu >mtern zusammengefasst, oder 
die >mter zu Kreisen erkl!rt werden sollen. 
 In seinem Debattenbeitrag erkl!rte der innen-
politische Sprecher der CDU-Fraktion im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag, Werner Kalinka, 
dass gegen die von den Fraktionen B%NDNIS 
?0<DIE GR%NEN und SSW beantragte breit 
angelegte Diskussion nichts spreche. Sie +nde in 
Teilen schon statt. 
 Die Kernfrage sei, ob in Konsequenz des Ur-
teils des Landesverfassungsgerichtes die >mter 
gest!rkt oder ihre Aufgaben reduziert werden. 
Kalinka wies darauf hin, dass die >mter einst als 

¹Schreibstubeª der Gemeinden galten: ¹Heute 
sind sie zum Teil faktisch selbst bestimmend. 
Auch die Gr$ûe der >mter in Schleswig-Hol-
stein di'eriert stark zwischen 1.300 und 90.000 
Einwohner. Die Zahl der Gemeinden in >mtern 
reicht von 3 bis 31ª, so Kalinka. 
 Wer >mter weiter st!rker machen wolle, 
muss wissen, dass dies zu Lasten der Gestal-
tungsr!ume durch das Ehrenamt in den Ge-
meinden gehe. 
 In den Gemeinden gebe es bereits heute auch 
beim Ehrenamt starken Frust #ber zu viele Vor-
gaben von oben, zu wenig eigener Gestaltungs-
r!ume. Auch m#sse #ber die steuerliche Be-
handlung des Ehrenamtes gesprochen werden.
 Weniger Mischzust!ndigkeiten, weniger 
Misch+nanzierung, Verwaltungsverschlan-
kung, Entb#rokratisierung und Aufgabenab-
bau seien das Gebot der Stunde, da hier Poten-
tiale l!gen. ¹Die Haushaltsstrukturkommission 
hat uns ja geradezu aufgefordert, uns damit zu 
besch!&igen, weil sie selbst nur wenig dazu ge-
sagt hatª, so Kalinka. 
 Verschlankungen seien zwingend notwendig. 

Das gelte im %brigen auch f#r die Gemeinde-, 
Amts- und Kreisordnung. Die Diskussion brau-
che Zeit, d#rfe jedoch nicht zeitlos sein. 
Kalinka forderte, vor der Kommunalwahl 2013 
sollte Klarheit herrschen. ¹Sp!testens ein Jahr 
vor der Wahl, wie dies bei solchen Fragen guter 
Brauch istª, so der CDU-Abgeordnete abschlie-
ûend.
Drs.: 17<609

Werner Kalinka
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n  In der vergangenen Plenartagung hat 
der Schleswig-Holsteinische Landtag mit den 
Stimmen der Koalition aus CDU und FDP 
nach langer Debatte ein neues Sparkassenge-
setz f#r Schleswig-Holstein verabschiedet. 
 In der ersten Debatte zu dem neuen Gesetz 
im Jahr 2007 war noch nicht absehbar, welche 
Entwicklung die Sparkassenlandscha& bis 
heute nehmen w#rde. Diese Entwicklungen 
machen eine >nderung des Sparkassengesetzes 
aber umso notwendiger, betonte der +nanzpo-
litische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, 
Tobias Koch. ¹Durch die Finanzmarktkrise 
sind die Anforderungen an die Eigenkapital-
ausstattung von Kreditinstituten besonders 
deutlich geworden. Als logische Konsequenz 
hieraus sind sp!testens im Rahmen von Basel 
III versch!r&e Eigenkapitalanforderungen f#r 
alle Banken und somit auch f#r die Sparkassen 
zu erwarten.ª
 Hausgemachte Fehler lasten schwer auf den 
Schleswig-Holsteinischen Sparkassen und ha-
ben die beiden gr$ûten Sparkassen des Landes 
zu St#tzungsf!llen werden lassen. Allein f#r 
die Rettung der Nord-Ostsee-Sparkasse werde 
nach Presseberichten mittlerweile von einem 
Kapitalbedarf in H$he von 1@0 Mio. Euro aus-
gegangen. 
Dar#ber hinaus berichtete die Financial Times 
Deutschland mit Datum vom ?. Juni, dass der 
Sparkassen- und Giroverband Schleswig-Hol-
stein inzwischen die letzten Reserven einsetzen 
musste, um seine Mitgliedssparkassen vor wei-
teren Abschreibungen auf die Anteile an der 
HSH Nordbank zu bewahren. 
 ¹Als CDU-Fraktion wollen wir die Eigenka-
pitalausstattung unserer Sparkassen st!rken, 
damit sie im Wettbewerb bestehen k$nnen, 
damit sie die heimische Wirtscha& ausrei-
chend mit Krediten versorgen und damit sie 
auch zuk#n&ig ihrem $'entlich-rechtlichen 
Au&rag gerecht werdenª, so Koch in seiner 
Rede vor dem Landtag. 

 Das vorliegende Gesetz sei sehr sorgf!ltig 
beraten. In schri&licher und m#ndlicher An-
h$rung wurden juristische Sachverst!ndige, 
Vertreter von Kammern und Verb!nden, 
einzelne Sparkassen sowie der Sparkassen- 
und Giroverband in die Gesetzesberatung 
einbezogen, erkl!rte Koch weiter. Daher 
habe es auch noch verschiedene Verbesse-
rungen an dem urspr#nglichen Entwurf ge-
geben.

Als Eckpunkte nannte Koch:
die Reduzierung der maximalen H$he 
der Minderheitsbeteiligung von ur-
spr#nglich 9?,?X auf 2@,1X,
die Begrenzung der H$chstzahl der Be-
teiligtenvertreter im Verwaltungsrat auf 
drei, um die Mehrheit des kommunalen 
Tr!gers im Verwaltungsrat sicherzu-
stellen, 
die Beibehaltung der P*icht zur gemein-
n#tzigen Verwendung von Aussch#t-
tungen der Sparkasse an den Tr!ger,
die Eingrenzung der zul!ssigen Beteili-
gten auf den $'entlichen Sektor und die 
Versch!rfung der Kriterien hierf#r, um 
jegliche M$glichkeit einer Privatisie-
rung auszuschlieûen, 
die Einf#hrung einer R#ckabwicklungs-
klausel f#r den Fall, das der Europ!ische 
Gerichtshof doch zu einer anderen 
Rechtsau'assung gelangen sollte, 
die des $'entlich-rechtlichen Vertrages 
an die Genehmigung des Innenministe-
riums, um eine materielle Pr#fung aller 
Vertragsbestandteile sicherzustellen,
die Sicherstellung, dass die Einbezie-
hung eines Beteiligten auf jeden Fall mit 
einer St!rkung der Eigenkapitalbasis 
einhergehe: entweder durch die Einlage 
von zus!tzlichem Stammkapital oder 
in Form einer stillen Einlage mit einer 
Laufzeit von mindestens 10 Jahren und 

1.

2.

3.

9.

@.

6.

7.

den ausdr#cklichen Ausschluss, dass 
eine Anordnung des Innenministeriums 
einen Tr!ger aus Haushaltsgr#nden zur 
Bildung und %bertragung von Stamm-
kapital anweise. 

Der Finanzexperte betonte, dass all die be-
schriebenen >nderungen keine Nachbesse-
rungen seien: ¹Es sind Verbesserungen, die 
nicht zuletzt aus zahlreichen Gespr!chen mit 
dem Sparkassen- und Giroverband resultie-
ren.ª
 Mit dem neuen Sparkassengesetz sorgen 
CDU und FDP daf#r, dass die Sparkassen 
auch in Zukun& #ber ausreichend Eigenkapi-
tal verf#gen und damit ihren Kreditgesch!f-
ten zur F$rderung der heimischen Wirt-
scha& uneingeschr!nkt nachgehen k$nnen. 
Koch abschlieûend: ¹Es geht darum, unsere 
$'entlich-rechtlichen Sparkassen zu st!rken 
und sie als regional selbst!ndige Institute zu 
erhalten.ª
Drs.: 17<2@0, 17<617

8.

Tobias Koch
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n  Kulturwirtscha& in Schleswig-Holstein, 
das umfasst popul!re Festivals wie das SHMF, 
die Nordischen Filmtage, Museen wie Schloss 
Gottorf mit seinem Barockgarten, Kunstaus-
stellungen, Musikstudios, Buchhandlungen, 
Verlage, Yeater, Film- und Fernsehbetriebe, 
aber auch nicht zuletzt freischa'ende bildende 
K#nstler, Autoren und Musiker. Zu diesen um-
fangreichen Yemen legte die Landesregierung 
auf Antrag des SSW in der vergangenen Plen-
artagung einen ausf#hrlichen Bericht vor. 

Der kulturpolitische Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion, Wilfried Wengler, bezeichnete 
die Kulturwirtscha& in seiner Rede als ¹bedeu-
tenden Standortfaktor, aber auch touristischen 
Magnet, Sachverwalter des geschichtlichen 
Erbes und Produzenten kultureller Werke der 
Gegenwart.ª 
 Weiter betonte er, der vorliegende Bericht sei 
keine Fortschreibung des Kulturwirtscha&sbe-
richts aus dem Jahr 2009, sondern eine Darstel-
lung statistischer Daten teilweise aus 2006 und 

teilweise aus 2007. Eine Entwicklung der Kul-
turwirtscha& in Schleswig-Holstein seit 2002, 
dem letzten ausgewerteten Jahr im Bericht 
2009, sei bedauerlicherweise im vorliegenden 
Bericht nicht dargestellt, so Wengler. 
 Den Kern des Berichts bilden die statistische 
Auswertungen, Schlussfolgerungen f#r die 
Kultur- und Kreativwirtscha& und F$rderung 
der kulturtouristischen Vermarktung. 

weiter auf der n"chsten Seite
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n  Ab 2020 d#rfen in Schleswig-Holstein 
in Zeiten normaler Konjunktur keine neuen 
Schulden mehr gemacht werden. Kreditaufnah-
men zum Ausgleich eines wirtscha&lichen Ab-
schwungs m#ssen in Zeiten des Aufschwungs 
verbindlich wieder getilgt werden. Und: Bis 
2020 muss die Kreditaufnahme zum Ausgleich 
des strukturellen De+zits jedes Jahr um min-

Demnach betrug der Umsatzanteil der Kultur- 
und Kreativwirtscha& an der Gesamtwirtscha& 
Schleswig-Holsteins immerhin 1,8 X bzw. 2,8 
Mrd. Euro. Dieser Umsatz wurde in rd. 6.000 
Betrieben mit rd. 21.@00 Erwerbst!tigen erzielt. 
Au'allend sei der neu erfasste Wirtscha&szweig 
der So&ware<Games-Industrie, der mit rd. 6.900 
Erwerbst!tigen in 8@@ Betrieben fast ein Drittel 
stellt.
 Deutschlandweit sind ?9X der Unternehmen 
der Kultur- und Kreativwirtscha& Kleinstunter-
nehmen oder Freiberu*er. ¹In diesem Bereich 
sind F$rderde+zite in Schleswig-Holstein klar er-
kennbarª, erkl!rte der CDU-Abgeordnete. Aber 
Erfahrungen zeigen, dass diese Betriebe von in-
dividueller, pers$nlicher F$rderung pro+tieren 
k$nnen. Die zielgruppenspezi+sche Kommu-

nikation #ber bestehende F$rderm$glichkeiten 
m#sse daher verbessert werden. Wengler schloss 
sich der Aussage des Berichtes an, die F$rderin-
stitutionen f#r die Belange der Unternehmen der 
Kultur- und Kreativwirtscha& zu sensibilisieren. 
 Es bleibe festzustellen, dass dieser Bericht eine 
¹Momentaufnahmeª der Kulturwirtscha& in 
Schleswig-Holstein zu einem Zeitpunkt - dem 
Jahr 2007 ± darstelle. Dabei bleibe zu beachten, 
dass die Kulturwirtscha& zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht von der Finanz- und Wirtscha&skrise 
beein*usst war. Abschlieûend unterstrich Weng-
ler, dass es w#nschenswert gewesen w!re, einen 
Ausblick auf die Folgejahre zu erhalten. Daher 
erwarte er mit Spannung den f#r den Herbst avi-
sierten Kulturentwicklungsplan.  
Drs.: 17<939 Wilfried Wengler

destens zehn Prozent reduziert werden. Diese 
Verfassungs!nderung wurde mit den Stimmen 
von CDU, FDP, SPD, B#ndnis ?0<Die GR%-
NEN, und SSW in der Mai-Landtagssitzung 
gegen die Stimmen der LINKEN beschlossen. 
Eine >nderung ist in Zukun& also nur m$glich, 
wenn Zwei-Drittel der Abgeordneten dies be-
schlieûen. 

Verfassung legt auch Abbaupfad fest

Damit hat Schleswig-Holstein nicht nur als 
erstes Bundesland die Schuldenbremse in die 
Verfassung aufgenommen,  sondern sich auch 
verbindlich auf den ¹Abbaupfadª bis 2020 
festgelegt. Der in der unten stehenden Gra+k 
dargestellte strukturelle Abbau der j!hrlichen 
Neuverschuldung ist Bestandteil der verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben. Auf diese Weise 
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wird gleichzeitig sichergestellt, dass Schleswig-
Holstein die von Bund und L!ndern zugesagten 
Hilfen in H$he von 80 Millionen Euro erh!lt.

Kommunale Kassen werden nicht noch mehr 
belastet

 Durch die Schuldenbremse d#rfen die kom-
munalen Kassen nicht noch mehr belastet wer-
den, und der Bund wird aufgefordert, nicht in 
die Einnahmen der L!nder einzugreifen. Die 
Landesregierung ist gehalten, den Grundsatz 
der Schuldenbremse bei Entscheidungen auf 
Bundes- und Europaebene zu ber#cksichtigen.
 Zudem bekr!&igt der Landtag seine Ver-
fassungsklage gegen die Schuldenbremse im 
Grundgesetz: Denn sie grei& in die Haushalts-
hoheit der Landesparlamente ein. 

Was bedeutet die Schuldenbremse f"r die 
Ausgaben des Landes?

Schleswig-Holstein wird selbst dann stark in 
die Ausgaben einschneiden m#ssen, wenn die 
Steuereinnahmen im Durchschnitt der letzten 
Jahre wachsen. Denn bereits heute ist absehbar, 
wie sich die Ausgaben des Landes entwickeln 
werden.

Entwicklung der Personalausgaben bis 2020
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Allein die Personalausgaben werden einschlieû-
lich der Pensionen um rund 600 Millionen 
Euro steigen. In dieser Rechnung sind Tarifstei-
gerungen in H$he von einem Prozent im Jahr 
ber#cksichtigt. Auch der von CDU und FDP be-
schlossene Wegfall von @.600 Stellen ist bereits 
eingerechnet.  

Entwicklung der Zinsausgaben

Im Jahr 2020 wird Schleswig-Holstein etwa 700 
Millionen Euro Zinsen mehr zahlen, als heute. 
Dies bedingt sich zum einen aus der bis 2020 
noch steigenden Gesamtkreditsumme. Zum 
anderen werden die historisch niedrigen Zinsen 
der letzten Jahre nicht gehalten werden k$nnen. 
Deshalb wurde in unserer Rechnung  eine mo-
derate Zinserh$hung ber#cksichtigt.
 Damit ist klar: Selbst bei einer Reduzierung 
des Personals um die vereinbarten @.600 Stellen 
werden die Ausgaben Schleswig-Holsteins allein 
aus Zins- und Versorgungslasten um 1.300 Mil-
lionen Euro steigen. Im Jahr 2020 wird Schles-
wig-Holstein f#r Zinsen und Pensionen deshalb 
in etwa die Summe ausgeben m#ssen, die heute 
f#r Wirtscha&s-, Bildungs-, und Sozialpolitik 
gemeinsam ausgegeben wird. 

Entwicklung der Einnahmen Schleswig-Hol-
steins bis 2020

Ausgehend vom langj!hrigen Durchschnitts-
wert des Wirtscha&swachstums kann mit einem 
Anstieg der Steuereinnahmen in H$he von 
1.@00 Millionen Euro bis 2020 gerechnet wer-
den. Davon stehen den Kommunen #ber den 
kommunalen Finanzausgleich 2@0 Millionen 
Euro zu.
 Selbst bei einem durchschnittlichen Wachs-
tum in H$he von 2-3 Prozent werden die zu-
nehmenden Steuereinnahmen nicht ausreichen, 
um die zunehmenden Ausgaben f#r Zinsen und 
Pensionen zu bezahlen.
 Im Jahr 2020 wird durch die Schuldenbremse die 
M$glichkeit entfallen, dieses und andere De+zite 
durch die Aufnahme von Schulden auszugleichen. 
 Nach Einsch!tzung der Landesregierung 
wird Schleswig-Holstein im Jahr 2010 ein struk-
turelles De+zit in H$he von 1,2@ Millionen Euro 
aufweisen. Das heiût, die regelm!ûigen Ausga-
ben lagen um 1,2@ Milliarden #ber den regelm!-
ûigen Einnahmen. Auch diese L#cke ist durch 
Einsparungen bis zum Jahr 2020 zu schlieûen.
 Insgesamt hat unser Land damit im Jahr 2020 
die Summe von 1.300 Millionen Euro weniger 
zur Verf#gung, als heute. Bei einen gesch!tzten 
Gesamtbudget von ?,8 Millionen Euro f#r das 
Jahr 2020 entspricht das mehr als 13 Prozent. 
Zur Erinnerung: Die Reduzierung der An-
zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Landes ist dabei bereits eingerechnet.
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n  W!hrend der Kieler Woche und einer lau-
fenden Fuûball-Weltmeisterscha& G!ste zu einer 
Veranstaltung zu einem politischen Yema zu 
locken, ist nicht einfach: Trotzdem erreichte das 
F$rdeForum am 21. Juni 2010 einen neuen Be-
sucherrekord. 
 Die Fraktionsvorsitzenden von CDU und 
FDP im Schleswig-Holsteinischen Landtag, Dr. 
Christian von Boetticher und Wolfgang Kubicki, 
diskutierten gemeinsam mit Hans-J$rn Arp und 
Professor Martin Nolte von der CAU Kiel mit 
Boris Becker und Reiner Calmund vor und mit 
Vertretern des Schleswig-Holsteinischen Brei-
tensports #ber ihren Entwurf f#r einen neuen 
Gl#cksspielstaatsvertrag. Becker ± der f#r den 
Fernsehsender BBC als Kommentator arbei-
tet ± war extra f#r die Kieler Veranstaltung aus 
Wimbledon angereist, Calmund hatte extra ei-
nen Kreuzfahrttermin verschoben. 
 ¹Ich bin nicht hier um eine Partei zu unterst#t-
zen. Ich bin hier, um eine Sache zu unterst#tzen, 
und hinter dieser Sache stehe ich zu hundert 
Prozentª, erkl!rte Calmund vor der Veranstal-
tung. Becker sagte der Deutschen Presse-Agen-
tur, er unterst#tzte die schleswig-holsteinische 
Initiative inhaltlich und wolle seine Erfahrungen 
vermitteln. 
 ¹In meinem Zweitwohnsitz London habe ich 
nie eine so kontroverse Diskussion #ber Gl#cks-
spiel erlebt, wie hier in Deutschland. Pokern 
geh$rt dort einfach zum Lifestyleª, erl!uterte 
Becker. «Gerade bei groûen Sportevents wie der 
Fuûball-WM oder Wimbledon werde ich vom 
Taxifahrer, Sportlerkollegen oder Vorstandsvor-
sitzenden gefragt, auf wen sie setzen sollen und 
wie die Gewinnchancen sind.» 
 Nach Aussage von Fachleuten versagt der 
aktuelle Staatsvertrag insbesondere bei der Kon-
trolle des Wettmarktes v$llig: In diesem Bereich 
entfallen mittlerweile ?9 Prozent des Marktan-
teils auf unregulierte Anbieter. 200? sind nur @00 
Millionen Euro #ber regul!re Wettanbieter, wie 
Oddset, Fuûballtoto und Pferdewetten, umge-
setzt worden. 
  ¹Aus den Spielabgaben wird unter anderem 
die F$rderung des gemeinn#tzigen Sports mit-
+nanziert. Seit dem Inkra&treten des neuen 
Gl#cksspielstaatsvertrages mit seiner starren Re-
gulierung sind die durch die Gl#cksspielabgabe 
eingenommenen Mittel eingebrochen. Trotz-
dem wurde das Ziel der Suchtpr!vention v$llig 
verfehltª, erkl!rte FDP-Fraktionschef Wolfgang 
Kubicki. 
 Auch das starre Werbeverbot des Gl#cksspiel-
staatsvertrages f#hrt nach Meinung der Fachleu-
te zu einer Benachteiligung der deutschen Sport-

vereine: ¹In Deutschland werden Wettanbieter 
von den Trikots der Sportmannscha&en und 
den Banden in den Stadien verbannt. Das betri) 
auch den Amateursport. Im Fernsehen sehen wir 
deren Logi und Internetadressen allerdings auf 
den Trikots und Banden der Champions-League 
Gegnerª, erl!uterte Reiner Calmund die Lage. 
 Nach Ansicht von Professor Martin Nolte von 
der CAU-Kiel k$nnte der Sport in Deutschland 
durch eine erweiterte M$glichkeit des Sponso-
rings Mehreinnahmen in dreistelliger Millionen-
h$he erzielen.
 Der Vorschlag von CDU und FDP in Schles-
wig-Holstein sieht vor, illegale - aber faktisch 
vorhandene - Gl#cksspielvarianten zu legalisie-
ren, um sie kontrollieren zu k$nnen. Das Lot-
terie-Veranstaltungsmonopol wird erhalten, der 
Vertrieb von Lotterien ebenso wie der Vertrieb 
von Sportwetten und Online-Casinos ge$'net. 
Die #bertriebenen Werbebeschr!nkungen wer-
den gelockert. Anreizende und irref#hrende 
Werbung bleiben wie bisher verboten.
 Professor Nolte betonte, dass bei einer kon-
trollierten ['nung des Wettmarktes in jedem 
Fall die Integrit!t des Sports gew!hrleistet wer-
den m#sse. ¹Es muss beim Wetten wirklich um 
Sport gehen und nicht um die Frage, ob in der 
7@. Minute ein Spieler die Hose herunter l!sst. 
Deshalb muss den Veranstaltern ein Mitsprache-
recht #ber das Wettangebot einger!umt werdenª, 
forderte Nolte.
 FDP-Fraktionschef Kubicki stellte heraus, dass 
der Vorschlag von CDU und FDP f#r einen neu-
en Gl#cksspielstaatsvertrag nach Berechnungen 
von Fachleuten Schleswig-Holstein zus!tzliche 
Mittel in H$he von @0-70 Millionen Euro erbrin-
gen w#rde. Gleichzeitig k$nnte so der Schwarz-
markt ausgetrocknet und die Suchtpr!vention 
verbessert werden. 
 ¹F#r die F$rderung des gemeinn#tzigen Sports 
in Schleswig-Holstein w#rde das zus!tzliche Mit-
tel in H$he von zwei bis drei Millionen Euro be-

deutenª, erl!uterte von Boetticher. Bislang tr!gt 
die Gl#cksspielabgabe zur Sportf$rderung 6,3 
Millionen Euro bei.
 Dies #berzeugte am Schluss der Veranstal-
tung auch den Pr!sidenten des schleswig-hol-
steinischen Landessportbundes, Dr. Ekkehard 
Wienholtz, nachdem er im Namen des Breiten-
sports genau diese Fakten noch einmal explizit 
nachgefragt hatte.   


